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Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Landtagswahlen im Saargebiet. 


Die ^Behörden im Saargebiet scheinen im Einvernehmen mit der 
französischen Regierung entschlossen zu sein, zu den für den Herbst 
geplanten Landtagswahlen nur solche Parteien zuzulassen, die die 
Saarpolitik der französischen Regierung betreiben. Jede Partei, die sich 
entsprechend der völkerrechtlichen Zugehörigkeit und dem deutschen 
Charakter des Saargebiets für dessen Verbleib bei Deutschland ein- 
setzt, wird oder bleibt verboten. Dem auf solche Weise manipu- 
lierten Landtag sind offenbar weitere Entscheidungen über den 
Status des Saargebiets zugedacht. Angesichts der durch diese anti- 
demokratische und antieuropäische Politik geschaffene Lage fragen 
wir die Bundesregierung: 

1. Was gedenkt sie zu tun angesichts dieser neuerlichen Bekundung 
des Willens Frankreichs, seine bisherige Saarpolitik fortzuführen? 

2. Wird die Bundesregierung verlangen, daß die Beschwerde über 
die Verhältnisse an der Saar beim Europarat anläßlich der Sep- 
tembertagung des Ministerrats behandelt wird? 

3. Wird sie die Beschwerdeschrift durch eine Darstellung der neuesten 
Vorbereitungen zur Verhinderung freier Wahlen an der Saar 
ergänzen? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, eine Abschrift ihrer Saar- 
Besch wer desdirift der Organisation der Vereinten Nationen zur 
Kenntnisnahme zu übersenden? 

5. Welche Rückwirkungen hat die Unterdrückung der Deutschen an 
der Saar auf das Bestreben der Bundesregierung, den General- 
vertrag und den Vertrag über die Europäische Verteidigungs- 
gemeinschaft möglichst bald zu ratifizieren? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, sich zu dem Kampf der unter- 
drückten deutschen Parteien an der Saar zu bekennen? 


Bonn, den 18. Juli 1952 


Ollenhauer und Fraktion 



